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A. Landesverwaltungsamt 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Brand- und Katastrophenschutz, militärische  
Angelegenheiten, Rettungswesen gemäß § 39 (3)  

Rettungsdienstgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
zur Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort  
Landeshauptstadt Magdeburg  

 
Die Vereinbarung für den Standort Magdeburg ist Be-
standteil dieses Amtsblattes und befindet sich im Anlagen-
teil. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Brand- und Katastrophenschutz, militärische  

Angelegenheiten, Rettungswesen gemäß § 39 (3)  
Rettungsdienstgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 

zur Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 
Leistungen der Luftrettung am Standort  

Stadt Landsberg/OT Oppin  
 
Die Vereinbarung für den Standort Oppin ist Bestandteil 
dieses Amtsblattes und befindet sich im Anlagenteil. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Wirtschaft über die Ausschreibung bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) für nachfolgend  
aufgeführten Kehrbezirk im Landkreis Saalekreis 

 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt für eine Bestellung zum 01. Sep-
tember 2024 (Vergabetermin) folgender Kehrbezirk aus-
geschrieben: 
 

Landkreis Saalekreis Nr. 01 
 
Der vollständige Ausschreibungstext kann ab dem 18. Juni 
2024 unter www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschrei-
bungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landes-
verwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zur Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 18. Juli 2024 
(Ausschlussfrist) an das 
 
 
 

 
Landesverwaltungsamt 

Referat Wirtschaft 
Ernst-Kamieth-Straße 2 

06112 Halle (Saale) 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Wirtschaft über die Ausschreibung bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) für nachfolgend  
aufgeführten Kehrbezirk im Landkreis Wittenberg 

 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt für eine Bestellung zum 01. Sep-
tember 2024 (Vergabetermin) folgender Kehrbezirk aus-
geschrieben: 
 

Landkreis Wittenberg Nr. 13 
 
Der vollständige Ausschreibungstext kann ab dem 18. Juni 
2024 unter www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschrei-
bungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landes-
verwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zur Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 18. Juli 2024 
(Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) und den Maßgaben der Verord-

nung über das Genehmigungsverfahren  
(9. BImSchV) zum Antrag der BBM Betreibergesell-

schaft Biogasanlage Möckern GmbH in 39291  
Möckern auf Erteilung einer Genehmigung nach  

§ 4 i.V.m. §§ 8 und 8a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes zur Errichtung und zum Betrieb einer  

Biogasanlage in 39291 Möckern,  
Landkreis Jerichower Land 

 
Die BBM Betreibergesellschaft Biogasanlage Möckern 
GmbH, ansässig im Pabsdorfer Weg 9, 39291 Möckern 
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beantragte beim zuständigen Landesverwaltungsamt die 
Erteilung einer Genehmigung nach § 4 i.V.m. §§ 8 und 8a 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
Errichtung und zum Betrieb einer 
 

Biogasanlage 
für die biologische Behandlung nicht gefährlicher  
Abfälle (240 t/d) zur Erzeugung und energetischen 

Verwertung von Biogas in einem Blockheizkraftwerk 
mit 1,517 MW Feuerungswärmeleistung inkl. Biogas-

lager (27,6 t) und einem Gärrestlager (46.128 m³) 
 
(Anlage nach Nr. 1.2.2.2, Nr. 1.16, Nr. 8.6.2.1, Nr. 8.11.2.4, 
Nr. 8.12.2, Nr. 8.13 und Nr. 9.1.1.2 des Anhangs 1 zur Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BIm-
SchV) und Artikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen (IE-Richtlinie)) 
 
auf dem Grundstück in 39291 Möckern, 
 
Gemarkung:  Möckern, 
Flur:  14, 
Flurstück: 10061. 
 
Das Vorhaben wurde am 15.03.2024 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt gege-
ben, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung pflicht-
gemäßen Ermessens entschieden hat, dass kein Erörte-
rungstermin stattfindet. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Antrag 
der CropEnergies Bioethanol GmbH in 06712 Zeitz 

auf die Erteilung einer Genehmigung nach  
§ 16 BImSchG für die Neuerrichtung der 
 Energiezentrale 4 (EZ4) in 06712 Zeitz, 

 Landkreis Burgenlandkreis 
 
Die CropEnergies Bioethanol GmbH in 06712 Zeitz bean-
tragte mit Schreiben vom 31.08.2023 (Posteingang 
04.09.2023) beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die wesentliche Änderung 
der  

Bioethanolanlage 
 

hier: Errichtung und Betrieb der Energiezentrale 4 
 
auf dem Grundstück in 06712 Zeitz,  
 
Gemarkung: Zeitz, 
Flur:  10, 
Flurstücke: 78. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige 
Prüfung in zwei Stufen durchgeführt (siehe § 7Abs. 2 
UVPG). 
 
In der ersten Stufe ist zu prüfen, ob bei dem Vorhaben be-
sondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 
Nummer 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorlie-
gen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine 

besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht 
keine UVP-Pflicht. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 7 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so 
dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
Gesetzlich geschützte Biotope 
Gemäß den Antragsunterlagen sind Stickstoff-, Schwefel-
dioxid- und Säureeinträge als irrelevant eingestuft, sodass 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf gesetz-
lich geschützte Biotope zu erwarten sind. Dies bedeutet, 
dass die Emissionen der geplanten Anlage die geschütz-
ten Biotope nicht signifikant beeinträchtigen werden. Ins-
gesamt bleibt der ökologische Zustand dieser Biotope 
durch das Projekt unberührt. 
 
Überschwemmungsgebiet Weiße Elster 
Das Werksgelände der CropEnergies Bioethanol und das 
Gelände der Zuckerfabrik grenzen an das Überschwem-
mungsgebiet der Weißen Elster, wobei ein Damm mit einer 
Höhe von 157,7 m üNN das Gelände schützt. Die Versie-
gelung des Bodens durch die Errichtung der EZ4 wird die 
Grundwasserneubildungsrate verringern, jedoch verhin-
dern technische Maßnahmen wie Auffangvorrichtungen 
für Leckagen eine Verschmutzung des Grundwassers. Ab-
salz- und Abschlämmwässer sowie Niederschlagswasser 
werden nach Behandlung sicher in die Weiße Elster ein-
geleitet, sodass keine relevanten nachteiligen Auswirkun-
gen auf das Überschwemmungsgebiet erwartet werden. 
 
Stadt Zeitz 
Die Emissionen von Verbrennungsabgasen durch die 
EZ4, einschließlich Stickoxide, Schwefeloxide und Kohlen-
stoffmonoxid, sind laut Immissionsprognose vom 21. Au-
gust 2023 als irrelevant einzustufen, auch in Kombination 
mit den anderen Anlagen der CropEnergies GmbH. Ge-
räuschspitzen werden die geltenden Immissionsrichtwerte 
nicht überschreiten und der betriebsbezogene Fahrver-
kehr verursacht keine relevanten zusätzlichen Lärmbelas-
tungen. Durch umfassende technische und organisatori-
sche Schutzmaßnahmen sowie die Unterstützung der 
Werkfeuerwehr wird das Risiko für die Nachbarschaft bei 
Störfällen minimiert, sodass keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die Stadt Zeitz und die angrenzende 
Wohnbebauung zu erwarten sind. 
 
Kulturdenkmäler 
Die Immissionssituation im Umfeld der Zuckerfabrik wird 
sich durch den Betrieb des neuen Großwasserraumkes-
sels nur unwesentlich verändern, sodass keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf die umliegenden Kul-
tur- und Sachgüter zu erwarten sind. Sollte es während der 
Bauarbeiten zur Entdeckung von Bodendenkmalen kom-
men, werden die Anforderungen des Denkmalschutzge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt umgesetzt. Insgesamt 
wird das Projekt keine relevanten negativen Effekte auf 
Kulturdenkmäler in der Umgebung haben. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen 
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Verfahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur da-
raufhin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend 
den Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und 
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 27a und b des Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) i. V. m. § 10 Abs. 3, 4 und 6 des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und 
den Maßgaben der Verordnung über das Genehmi-

gungsverfahren (9. BImSchV) zum Antrag der Schirm 
GmbH in 39218 Schönebeck (Elbe) auf die Erteilung 

einer Genehmigung nach § 16 BImSchG zur  
wesentlichen Änderung der Anlage zur Formulierung 

und Konfektionierung von fungiziden und  
insektiziden Emulsionskonzentraten (EC) und  

Suspensionskonzentraten (SC) in  
39218 Schönebeck (Elbe), Salzlandkreis 

 
Die Schirm GmbH in 39218 Schönebeck beantragte beim 
Landesverwaltungsamt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die we-
sentliche Änderung einer 
 
Anlage zur Formulierung und Konfektionierung von 
fungiziden und insektiziden Emulsionskonzentraten 
(EC) und Suspensionskonzentraten (SC) mit einer 

Kapazität von 3.456 t/d 
 
hier: Erweiterung der Stoffliste um Stoffgruppen zur 

Herstellung von Feinchemikalien und Optimie-
rung der Abluftreinigung (Aktivkohlefilter) 

 
(Anlage nach Nr. 4.1.21; 4.2; 4.9 und 10.6 des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen  
(4. BImSchV)) 
 
auf dem Grundstück in 39218 Schönebeck (Elbe), 
 
Gemarkung: Schönebeck-Salzelmen, 
Flur:  19, 
Flurstück: 10000. 
 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im Dezember 
2024 in Betrieb genommen werden.  
 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der 
Zeit vom 
 

26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 
 
an folgenden Orten aus und können zu den angegebenen 
Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadtverwaltung Schönebeck (Elbe) 

Stabsstelle Presse und Präsentation 
Zimmer 211 
Markt 1 
39218 Schönebeck (Elbe) 
im 1. Obergeschoss 

 
Mo. von 13.00 bis 15.00 Uhr  
Di. von 09.00 bis 11.30 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mi. nach Vereinbarung  
Do. von 09.00 bis 11.30 Uhr  
Fr.  nach Vereinbarung 

und außerhalb dieser Zeiten nach telefonischer Anmel-
dung unter 03928/710-124. 
Es wird gebeten generell vorab einen Termin zu vereinba-
ren. 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
Dessauer Str. 70  
06118 Halle (Saale) 

 
Mo. - Do.   von 08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
(Eine persönliche Einsichtnahme in die Antragsunterlagen 
ist nur nach vorheriger Terminabstimmung möglich. Zur 
Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummern 
0345 514 2515 bzw. 2250.) 
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum von 
26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 auf der Internet-
seite des Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt unter 
folgender Adresse 
 

https://lsaurl.de/SchirmChemieAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich in 
der Zeit vom: 
 

26.06.2024 bis einschließlich 26.08.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin am 
25.09.2024 mit den Einwendern und der Antragstellerin er-
örtert werden, soweit dies für die Prüfung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann.  
 
Beginn der Erörterung: 10.30 Uhr 
 
Ort der Erörterung: Stadtverwaltung  
   Schönebeck (Elbe) 
   Rathaus 
   Kleiner Sitzungssaal 
   Markt 1 
   39218 Schönebeck (Elbe) 
   im 1. Obergeschoss 
 

https://lsaurl.de/SchirmChemieAuslegung
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Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde, 
ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ablauf der 
Einwendungsfrist getroffen und öffentlich bekannt ge-
macht. Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, 
wird schon jetzt darauf hingewiesen, dass die frist- und 
formgerechten Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, erörtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner 
als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 
bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtig-
ter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die die vorge-
nannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unbe-
rücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m.  
§ 7 UVPG im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 

zum Antrag der Stadtwerke Havelberg GmbH in 
39359 Hansestadt Havelberg auf Erteilung einer  

Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zur wesentlichen Änderung einer  

Biogasanlage in 39359 Havelberg, Landkreis Stendal 
 

Die Stadtwerke Havelberg GmbH beantragte mit Datum 
vom 30.06.2023 beim Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) für die wesentliche Ände-
rung der 
 

Biogasanlage, bestehend aus einer 
 
• Anlage zur Behandlung von Gülle und nachwachsenden 

Rohstoffen durch anaerobe Vergärung mit einer Durch-
satzkapazität von 83,03 t/d, 

• einer Anlage zur Lagerung von 15,25 t Biogas und 
• einer Anlage zur Lagerung von Gärresten mit einer Ge-

samtlagerkapazität von 9.038 m3 
 

hier: 
- Änderung der Substratzusammensetzung im In-

putmix durch zusätzlichen Einsatz von Festmist 
und Ganzpflanzensilagen 

- Erhöhung der Gesamtinputmenge von 65,75 t/d 
auf 83,03 t/d 

- mit dem Einsatz tierischer Inputstoffe Änderung 
der Hauptanlage von Nr. 1.15V auf Nr. 8.6.3.2V in 
Anhang 1 der 4. BImSchV 

- Austausch der zweischaligen mastgestützten Foli-
engasspeicher über dem Fermenter 2 und Gärrest-
lager gegen Doppelmembrangasspeicher (DMGS) 
ausgeführt als Tragluftdächer  

- Aufstellung und Betrieb eines BHKW-
Kompaktmoduls (386 kW Feuerungswärmeleis-
tung) mit Betonschallhaube 

- Wegfall der externen Wärmeversorgung über die 
Fernwärmeleitung, dafür Nutzung der BHKW-
Abwärme 

- Erhöhung der Biogasproduktionskapazität von 5,0 
Mio. Nm3/a auf 5,49 Mio. Nm3/a 

- Erhöhung der Biogaslagerkapazität von 7,75 t auf 
19,77 t 

- Errichtung und Betrieb einer Siloplatte mit einer 
Fläche von 2.800 m2 

- Errichtung und Betrieb eines Sickersaftbehälters 
mit einer Kapazität von 778 m3, mit Abtankplatz 
und vorgelagertem Hebeschacht 

- Errichtung einer inneren Umwallung zusätzlich 
zum bereits vorhandenen äußeren Schutzwall 

 
auf dem Grundstück in 39359 Hansestadt Havelberg, 
 
Gemarkung: Havelberg, 
Flur:  6, 
Flurstücke: 244, 258 und 260. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Ergebnis der Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
UVPG i.V.m. § 7 UVPG festgestellt wurde, dass im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens für das genannte Vor-
haben keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erfor-
derlich ist, da das Vorhaben aufgrund einer überschlägi-
gen Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 
UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Ab-
satz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berück-
sichtigen waren. 
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
• Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche 

Gesundheit  
Mit dem Vorhaben sind keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen zu erwarten. 
Es wurde nachgewiesen, dass in der Ortslage Havelberg 
das Irrelevanzkriterium relativer Geruchsstundenhäufig-
keit nicht überschritten wird. Die Gesamtbelastung an 
den untersuchten repräsentativen Immissionsorten wird 
gemäß der TA Luft 2021 im Außenbereich den zulässi-
gen Immissionswert für die Geruchsstundenhäufigkeit 
nicht überschreiten. Schädliche Umwelteinwirkungen, 
hervorgerufen durch Staubimmissionen und Bioaero-
sole, sind mit den beantragten Maßnahmen der zu än-
dernden Biogasanlage weiterhin nicht zu erwarten. 
Schädliche Umwelteinwirkungen, hervorgerufen durch 
Ammoniak und Stickstoffdepositionen, sind beim bestim-
mungsgemäßen Betrieb der geänderten Biogasanlage 
weiterhin nicht zu erwarten. Schädliche Umwelteinwir-
kungen, hervorgerufen durch Immissionen durch den 
Einsatz eines Oxidationskatalysators, sind im bestim-
mungsgemäßen Betrieb der geänderten Biogasanlage 
weiterhin nicht zu erwarten. In Bezug auf die Anlagensi-
cherheit wird durch geeignete technische und organisa-
torische Schutzmaßnahmen verhindert, dass im Falle ei-
ner Anlagenstörung gefährliche Stoffe in die Umwelt frei-
gesetzt werden. Die Immissionsrichtwerte gemäß TA 
Lärm für den Tag- und Nachtzeitraum werden unter-
schritten. Ein schädliches Zusammenwirken von Anla-
gengeräuschen mit Fremdgeräuschen sowie 
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Verkehrsgeräuschen sowie beurteilungsrelevante kurz-
zeitige Geräuschspitzen sind nicht zu erwarten. Es lie-
gen keine Anhaltspunkte für erhebliche Belästigungen 
durch tieffrequente Geräuschimmissionen vor. 
 

• Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt sind nicht zu erwarten. 
Mit einem Artenschutzfachbeitrag wurde nachgewiesen, 
dass Verstöße gegen die Zugriffsverbote nach § 44 Ab-
satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie ge-
gen Ausgleichmaßnahmen nicht zu besorgen sind. 

 
• Schutzgut Boden, Fläche 

Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und 
Fläche sind nicht zu erwarten. 
Die geplanten Maßnahmen werden auf dem vorhande-
nen Betriebsgelände realisiert. Somit ist davon auszuge-
hen, dass die bereits im Bestand beanspruchten Böden 
nicht zu erheblich nachteilige Auswirkungen führen. 

 
• Schutzgut Landschaft 

Der Anlagenstandort befindet sich angrenzend an das 
Landschaftsschutzgebiet „Untere Havel“. Aufgrund der 
bestehenden Bebauung, die eine erhebliche Vorprägung 
des Anlagenstandortes darstellt und die Einsehbar-
keit/Wahrnehmbarkeit erheblich einschränken, sowie 
der umgebenden Erdwälle und Gehölze, welche eben-
falls die Einsehbarkeit/Wahrnehmbarkeit erheblich ein-
schränken, ist mit keinen erheblich nachteiligen Wirkun-
gen in Bezug auf das Landschaftsbild/ das Landschafts-
empfinden zu rechnen. 

 
• Schutzgut Wasser 

Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
sind nicht zu erwarten. 
Die Errichtung der geplanten Maßnahmen sowie der Be-
trieb der geänderten Anlage entsprechen den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik gemäß Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG), so dass der bestmögliche Schutz 
der Gewässer vor Verunreinigungen erreicht wird. Eine 
relevante Beeinträchtigung der den geplanten Anlagen 
benachbarten Böden durch indirekte Wirkungen (z.B. 
Schadstoffeinträge durch die Abgase der BHKW) ist auf-
grund der Errichtung und Unterhaltung sowie Betrieb der 
Anlagen nicht zu erwarten. Erheblich nachteilige Auswir-
kungen auf das Wasserschutzgebiet „Havelberg“ sind 
aufgrund des großen Abstandes von ca. 850 m zu die-
sem Schutzgebiet nicht zu erwarten. 

 
• Schutzgut Klima und Luft 

Schädliche Umwelteinwirkungen des Schutzgutes Klima 
und Luft sind bei dem geplanten Vorhaben weiterhin 
nicht zu erwarten.  
Ein Verlust von Flächen mit besonderer klimatischer 
oder lufthygienischer Ausgleichsfunktion und eine Behin-
derung von Kalt- oder Frischluftabflussbahnen ist mit 
dem Vorhaben nicht verbunden. 

 
• Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
Innerhalb des Anlagengeländes sind keine Baudenkmä-
ler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, 
die als archäologisch bedeutende Landschaften einzu-
stufen sind, verzeichnet. Durch die industrielle Vorge-
schichte des Standortes (anthropogen überprägt) ist 
nicht zu erwarten, dass sich am Anlagenstandort 

bedeutsame Fundorte archäologischer Bodendenkmale 
befinden. 

 
• Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Für das Schutzgut Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern sind keine erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 
Die durch das Vorhaben beeinflussten Wirkungspfade 
innerhalb der einzelnen betrachteten Schutzgüter erga-
ben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
das jeweilige Schutzgut. Durch Wechselwirkungen zwi-
schen den Schutzgütern sind somit keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen durch das Vorhaben zu er-
warten. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 9 i. V. m. § 7 UVPG durchgeführt worden 
ist und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des 
 Genehmigungsverfahrens zum Antrag der Progroup 

Power 2 GmbH in 39288 Burg auf Erteilung einer  
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zur wesentlichen Änderung der  
Anlage zur Beseitigung oder Verwertung fester  

Abfälle mit brennbaren Bestandteilen durch  
thermische Verfahren (Heizkraftwerk) in 06792  

Sandersdorf-Brehna, Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
 
Die Progroup Power 2 GmbH in 39288 Burg beantragte 
mit Schreiben vom 06.12.2023 beim Landesverwaltungs-
amt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die we-
sentliche Änderung der 
 

Anlage zur Beseitigung oder Verwertung fester  
Abfälle mit brennbaren Bestandteilen durch 
 thermische Verfahren (Heizkraftwerk) zur  
energetischen Versorgung der Anlage zur  

Herstellung von Wellpappenrohpapier mit Dampf und 
zur Stromerzeugung; 

 
hier: Ergänzung eines biogasbefeuerten externen 

Überhitzers in den Kesselkörper mit einer Feue-
rungswärmeleistung von 12 MW 

 
auf dem Grundstück in 06792 Sandersdorf-Brehna,  
 
Gemarkung: Heideloh, 
Flur:  2, 
Flurstücke: 64, 127, 129. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 9 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so-
dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
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Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 

Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 
sind nicht zu erwarten. Der genehmigte Abgasvolumen-
strom des Heizkraftwerkes wird nicht erhöht, sodass sich 
die Immissionssituation im Umfeld der Anlage nicht ver-
schlechtern wird. Durch den Betrieb des externen Über-
hitzers werden keine Geruchsstoffe emittiert. Die bean-
tragten Änderungen haben keine Auswirkungen auf die 
von der bestehenden Anlage ausgehenden Schallemis-
sionen. Durch geeignete technische und organisatori-
sche Schutzmaßnahmen wird verhindert, dass im Falle 
einer Anlagenstörung gefährliche Stoffe in die Umwelt 
freigesetzt werden. 

 
- Da mit dem Vorhaben keine zusätzlichen Emissionen 

und Flächenversiegelungen verbunden sein werden, 
können erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
ausgeschlossen werden. 

 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgü-

ter Boden und Fläche sind nicht zu erwarten. Mit dem 
Vorhaben sind keine zusätzlichen Flächenversiegelun-
gen verbunden. 

 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 

Wasser sind durch das Änderungsvorhaben nicht zu er-
warten. Die Mengen und die Zusammensetzung der 
wassergefährdenden Stoffe und des Abwassers bleiben 
unverändert. Der Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen im gesamten Anlagenkomplex des Heizkraftwer-
kes erfolgt weiterhin unter Berücksichtigung der wasser-
rechtlichen Anforderungen. 

 
- Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch das 

Vorhaben nicht hervorgerufen, da es durch das Vorha-
ben zu keiner Erhöhung der bisherigen Emissionen des 
Heizkraftwerkes kommen wird. Auch sind mit dem Vor-
haben keine großflächigen Bodenversiegelungen (> 1 
ha) am Anlagenstandort verbunden. 

 
- Aufgrund des industriellen Anlagenumfeldes und der 

kompakten und platzsparenden Anordnung des exter-
nen Überhitzers in die bestehenden Ausrüstungen des 
Heizkraftwerkes sind erheblich nachteilige Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild nicht zu erwarten. 

 
- Da mit der Umsetzung des Vorhabens keine Tiefbauar-

beiten und zusätzliche Flächenversiegelungen verbun-
den sein werden, sind erhebliche nachteilige Auswirkun-
gen auf Kultur- und Sachgüter nicht zu erwarten. 

 
- Von erheblichen Wechselwirkungen zwischen den 

Schutzgütern im Rahmen des Vorhabens ist nicht aus-
zugehen. Die durch das Vorhaben beeinflussten Wir-
kungspfade innerhalb der einzelnen betrachteten 
Schutzgüter ergaben keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf das jeweilige Schutzgut. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 

Vorgaben des § 9 i.V. mit § 7 UVPG durchgeführt worden 
ist und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 27 a und b des Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) i. v. m § 10 Abs. 8 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und den Maßgaben der 

Verordnung über das Genehmigungsverfahren  
(9. BImSchV) über die Entscheidung zum Antrag der 
Verbio Zörbig GmbH in 06780 Zörbig auf Erteilung  

einer Genehmigung nach § 16 BImSchG zur  
wesentlichen Änderung einer Anlage zur Herstellung 

von Biomethan in 06780 Zörbig,  
Landkreis Anhalt-Bitterfeld 

 
Auf Antrag der Verbio Zörbig GmbH in 06780 Zörbig wird 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die 
wesentliche Änderung der 

 
Anlage zur Herstellung von Biomethan mit einem 

Durchsatz von 2.700 t/d nicht gefährlicher Abfälle und 
mit einer Kapazität zur Herstellung von Biomethan 

von 9.123 kg/h 
 

hier: Errichtung und Betrieb eines Lagers für verflüs-
sigtes LNG mit einer Kapazität von 400 t und  
Erhöhung der Kapazität zur Herstellung von  
Biomethan auf 14.000 kg/h 

 
(Anlage nach 1.16, 8.6.2.1, 9.1.1.1 des Anhangs 1 der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BIm-
SchV) 
 
Auf dem Grundstück in 06780 Zörbig, 
 
Gemarkung: Zörbig, 
Flur:  6, 
Flurstücke:    838, 839 und 840 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt. 
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit 
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG ver-
bunden und enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Thüringer Straße 16, 06112 Halle (Saale)) erhoben 
werden. 
 
Der Genehmigungsbescheid, einschließlich der Begrün-
dung, liegt in der Zeit vom 
 

19.06.2024 bis einschließlich 02.07.2024 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadt Zörbig 

FB Bau- und Gebäudemanagment 
Zimmer 16 
Lange Straße 34 
06780 Zörbig 
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Mo. von 08:00 bis 12.00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Di. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mi. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Do. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Fr.  von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Zur Terminvereinbarung nutzen sie bitte die Telefonnum-
mern 034956-60213 und 60201. 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
Dessauer Str. 70 
06118 Halle (Saale) 
 

Mo. bis Do.   von 08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr  
 
Zusätzlich wird der Genehmigungsbescheid digital ab dem 
19.06.2024 auf der Internetseite des Landesverwaltungs-
amtes Sachsen-Anhalt unter folgender Adresse 
 
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-
umwelt/immissionsschutz-chemikaliensicherheit-gentech-
nik-umweltvertraeglichkeitspruefung/bekanntmachungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, wird durch 
diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der 
öffentlichen Bekanntmachung an bis zum Ablauf der Kla-
gefrist können der Bescheid und seine Begründung von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schrift-
lich beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 
06112 Halle (Saale) angefordert werden. Die Übersen-
dung des Bescheides erfolgt formlos und setzt keine 
neuen Rechtsmittelfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Str. 16, 06112 Halle 
(Saale)) erhoben werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes i. V. m. § 27b des Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG) und den Maßgaben der Verordnung 

über das Genehmigungsverfahren (9. BlmSchV) zum 
Antrag der energielenker BGA Drei GmbH & Co. KG 
in 48155 Münster auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
zur wesentlichen Änderung einer Biogasanlage in 

39448 Börde-Hakel / OT Hakeborn,  
Landkreis Salzlandkreis 

 
Die energielenker BGA Drei GmbH & Co. KG (Am Mittel-
hafen 10, 48155 Münster) beantragte beim zuständigen 
Landesverwaltungsamt die Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BlmSchG) zur wesentlichen Änderung der 
 

Biogasanlage; 

hier: Austausch der Tragluftdächer durch Doppel-
membrantragluftdächer und Erhöhung der 
Lagerkapazität auf 9.644 kg Biogas 

 
(Anlage nach Nr. 1.2.2.2 (V), 8.6.3.2 (V) und 9.1.1.2 (V) 
des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen – 4. BImSchV) 
 
auf den Grundstücken in 39448 Börde-Hakel /  

OT Hakeborn 
 
Gemarkung: Hakeborn, 
Flur:  8, 
Flurstücke: 258, 169, 168, 217/167, 216/167. 
 
Gemäß § 19 Abs. 4 BImSchG ist die betroffene Öffentlich-
keit an diesem Genehmigungsverfahren zu beteiligen. 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der 
Zeit vom 
 

26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 
 
an folgenden Orten in Papierform aus und können zu den 
angegebenen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Verbandsgemeinde Egelner Mulde 

Rathaus 
Markt 18 
39435 Egeln 

 
Mo. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Di. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. 09:00 bis 12:00 Uhr 
Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Fr. 09:00 bis 12:00 Uhr 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
Dessauer Str. 70, 
06118 Halle (Saale) 

 
Mo. – Do.  08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum von 
26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 auf der Inter-
netseite des Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt unter 
folgender Adresse 
 
 https://lsaurl.de/BGAHakebornAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können in der Zeit 
vom 
 

26.06.2024 bis einschließlich 08.08.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 

https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-umwelt/immissionsschutz-chemikaliensicherheit-gentechnik-umweltvertraeglichkeitspruefung/bekanntmachungen
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-umwelt/immissionsschutz-chemikaliensicherheit-gentechnik-umweltvertraeglichkeitspruefung/bekanntmachungen
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-umwelt/immissionsschutz-chemikaliensicherheit-gentechnik-umweltvertraeglichkeitspruefung/bekanntmachungen
https://lsaurl.de/BGAHakebornAuslegung
mailto:TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de
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Es können nur die Personen Einwendungen erheben, de-
ren Belange berührt sind, oder Vereinigungen, welche die 
Anforderungen des § 3 Absatz 1 oder des § 2 Absatz 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Die Erörterung der eingegangenen Einwendungen ist 
nach § 19 Abs. 4 des BImSchG nicht vorgesehen, ein Er-
örterungstermin findet nicht statt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und den Maßgaben der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV zum  

Antrag der CE Biobased Chemicals GmbH in 06729 
Elsteraue auf Erteilung einer Genehmigung nach  
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur  
Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur  

Herstellung von erneuerbaren Ethylacetat und  
Wasserstoff in 06729 Elsteraue,  

Landkreis Burgenlandkreis 
 
Die CE Biobased Chemicals GmbH in der Hauptstraße 30, 
06729 Elsteraue beantragte beim zuständigen Landesver-
waltungsamt die Erteilung einer Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
Errichtung und zum Betrieb einer 
 
Anlage zur Herstellung von erneuerbaren Ethylacetat 

und Wasserstoff mit einer Leistung von 60.000 t/a 
Ethylacetat sowie 2.500 t/a Wasserstoff 

 
(Anlage nach den Nrn. 4.1.2, 4.1.12, 9.2.2, 9.3.2, 1.2.1, 
1.2.3.1, 1.2.4, 8.1.1.3, 8.12.2 des Anhangs 1 zur Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV 
und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemis-
sionen (IE-Richtlinie)) 
 
auf dem Grundstück in 06729 Elsteraue, 
 
Gemarkung:  Tröglitz,  Göbitz,  
Flur:  1,  7,  
Flurstück: 479,  163. 
 
Das Vorhaben wurde am 15.03.2024 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 

pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass der Er-
örterungstermin nicht stattfindet.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Einzelfallprüfung nach § 9 i. V. mit § 7 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Antrag 

der Danpower GmbH in 14467 Potsdam auf Erteilung 
einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes zur wesentlichen Änderung der 
Anlage zur Erzeugung und Aufbereitung von Biogas 
sowie die Lagerung von Gärresten und entzündbaren 
Gasen in 06749 Bitterfeld, Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
 
Die Danpower GmbH in 14467 Potsdam beantragte mit 
Schreiben vom 31.07.2023 (Posteingang 04.08.2023) 
beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Geneh-
migung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) für die wesentliche Änderung einer   
 
Anlage zur Erzeugung und Aufbereitung von Biogas 

sowie von Gärresten und entzündbaren Gasen; 
 Erhöhung der Lagerkapazität von Biogas auf ca. 

26,037 Tonnen sowie Tausch der Gasspeicher und 
der Rührwerke der Fermenter 1-3 

 
in 06749 Bitterfeld 
 
Gemarkung: Bitterfeld, 
Flur:  12, 
Flurstücke: 407, 437, 320. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 9 i. V. mit 7 UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
befürchten sind, sodass im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) er-
forderlich ist.  
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung:  
Erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch, insbesondere der menschlichen Gesundheit, 
sind nicht zu erwarten. 
Durch die neuen Gasspeicher werden keine neuen Emis-
sionsquellen errichtet oder betrieben und vorhandene 
Emissionsquellen nicht geändert. Die bestehenden Stoff-
ströme im In- und Output der Anlage sowie die Fahrfre-
quenzen bleiben unverändert. 
Die Anlagen der gegenständigen Biogasanlage gehören 
mit der geplanten Änderung zur oberen Klasse und unter-
liegen den Pflichten der Störfall-Verordnung (12. BIm-
SchV). Ein Konzept zur Verhinderung von Störfällen ist für 
den Standort vorhanden. Ein interner betrieblicher Alarm- 
und Gefahrenabwehrplan liegt vor. Für die Biogasanlage 
ergeben sich hinsichtlich des Arbeitsschutzes keine Ände-
rungen. Es werden alle erforderlichen Vorkehrungen des 
vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes getroffen 
(Löschwasserversorgung, Feuerwehrübersichtsplan, Feu-
erwehrzufahrt etc.). 
 
Eine Verschlechterung der Lärmsituation im Vergleich zum 
Ist-Zustand ist nicht zu erwarten. Auf Grund der erhebli-
chen Distanz zu den Wohnnutzungen und dem Ergebnis 
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des Schallgutachtens sind nachteilige Auswirkungen 
durch Schall nicht zu erwarten. Die nächstgelegenen rei-
nen Wohnnutzungen befinden sich Richtung Osten hinter 
der Umwallung in einem Abstand von mindestens 200 m. 
Die Fermenter sind in Richtung Norden durch die vorhan-
denen Gebäude des Nachbarbetriebs abgeschirmt. In 
Richtung Osten wird die Biogasanlage durch die vorhan-
dene Wallanlage abgeschirmt. Die lärmrelevanten Aggre-
gate der neuen Gasspeicher in Form der Stützluftgebläse 
und die neue Rührwerkstechnik in den Behältern werden 
nach dem Stand der Technik ausgeführt.  
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser sind nicht zu erwarten. 
Die Entwässerung des anfallenden Niederschlagswassers 
auf den neuen Gasspeicherflächen 
erfolgt über eine ungezielte Versickerung im Randbereich. 
Die Flächengröße ändert sich nicht. 
Hinsichtlich der Behälter ergeben sich gegenüber dem Be-
stand keine Änderungen. Es werden keine neuen Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen errichtet. 
 
Mit dem Vorhaben sind keine zusätzlichen Flächenversie-
gelungen und Luftschadstoffemissionen verbunden, so 
dass hieraus keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Viel-
falt zu erwarten sind. Das Umfeld kann als industriell ge-
prägte Fläche charakterisiert werden. Mit der Umsetzung 
der geplanten Änderungsabsichten sind keine zusätzli-
chen Störwirkungen verbunden, welche sich auf das be-
troffenen Schutzgut am Standort auswirken können. 
 
Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch den 
Tausch der Gasspeicher mit gleichzeitiger Erhöhung des 
Gasspeichervolumens nicht hervorgerufen, da das Vorha-
ben keine erheblichen Emissionen hervorrufen wird und 
mit dem Vorhaben keine zusätzlichen Flächenversiegelun-
gen verbunden sind. 
 
Der betroffene Landschaftsraum, welcher durch das vor-
handene Gewerbegebiet bereits geprägt ist, besitzt auf-
grund dieser Vorbelastung gegenüber den mit der Anla-
genänderung verbundenen Wirkungen eine relativ geringe 
Empfindlichkeit.  
 
Durch die Änderungen sind keine erheblich nachteiligen 
Auswirkungen auf das Schutzgut kulturelles Erbe und 
Sachgüter verbunden.  
 
Von erheblichen Wechselwirkungen zwischen den Schutz-
gütern im Rahmen des Vorhabens ist nicht auszugehen. 
Die durch das Vorhaben beeinflussten Wirkungspfade in-
nerhalb der einzelnen betrachteten Schutzgüter ergaben 
keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das jewei-
lige Schutzgut. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben der § 9 i. V. mit § 7 UVPG durchgeführt worden 
ist und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3 und 4 und § 19 Abs. 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes i. V. mit § 27b VwVfG und den 

Maßgaben der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren – 9. BImSchV zum Antrag der Danpower 

GmbH in 14467 Potsdam auf Erteilung einer  
Genehmigung nach § 16 i. V. mit § 8a des  

Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen 
Änderung einer Biogasanlage in 06749 Bitterfeld, 

Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
 
Die Danpower GmbH in 14467 Potsdam beantragte beim 
zuständigen Landesverwaltungsamt die Erteilung einer 
Genehmigung nach §  16 i. V. mit § 8a des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) zur wesentlichen Ände-
rung einer  

Biogasanlage; 
 
hier: Tausch der Gasspeicher und Rührwerkstechnik 

für die Fermenter 1-3,  
Erhöhung des Gasspeichervolumens auf 26,632 
Tonnen 

 
(Anlage gemäß Nr. 1.15, Nr. 1.16, Nr. 9.1.1.2, Nr. 1.2.2.2, 
Nr. 9.36 des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) 
 
auf dem Grundstück in 06749 Bitterfeld, 
 
Gemarkung: Bitterfeld, 
Flur:  12, 
Flurstück(e): 407, 437, 320. 
 
Des Weiteren wurde von der Antragstellerin gemäß § 8a 
Bundes-Immissionsschutzgesetz der Antrag auf Zulas-
sung des vorzeitigen Beginns für den Tausch der Gasspei-
cher und der Rührwerkstechnik gestellt.  
Gemäß § 19 Abs. 4 ist die betroffene Öffentlichkeit an die-
sem Genehmigungsverfahren zu beteiligen. 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im August 2024 
in Betrieb genommen werden.  
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen sowie fol-
gende entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlun-
gen liegen in der Zeit vom 
 

26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 
 
bei folgenden Behörden aus und können zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadtverwaltung der Stadt Bitterfeld-Wolfen 

Auslegungsorte: 
 

Verwaltungssitz im Ortsteil Stadt Wolfen 
Rathausplatz 1, 06766 Bitterfeld-Wolfen 
Zimmer 201 

 
Verwaltungssitz im Ortsteil Stadt Bitterfeld 
Markt 7, 06749 Bitterfeld-Wolfen 
Zimmer 311 

 
Öffnungszeiten: 
 
Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
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2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Raum A 123 
Dessauer Str. 70 
06118 Halle (Saale) 

  
Mo. - Do.   von 08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr  
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum vom 
26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 auf der Internet-
seite des Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt unter 
folgender Adresse  
 

https://lsaurl.de/BGABitterfeldAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können in der Zeit 
vom: 
 

26.06.2024 bis einschließlich 08.08.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Es können nur die Personen Einwendungen erheben, de-
ren Belange berührt sind, oder Vereinigungen, welche die 
Anforderungen des § 3 Absatz 1 oder des § 2 Absatz 2 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich 
sind. 
 
Die Erörterung der eingegangenen Einwendungen ist 
nach § 19 Abs. 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
nicht vorgesehen, ein Erörterungstermin findet nicht statt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (BImSchG) i.V.m. § 27b des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (VwVfG) und den Maßgaben der  
Verordnung über das Genehmigungsverfahren  
(9. BImSchV) zum Antrag der GLACONCHEMIE 
GmbH in 06217 Merseburg auf Erteilung einer  

Genehmigung nach § 4 i.V.m. § 8 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes zur Errichtung und zum Betrieb 

einer Energie- und Verwertungsanlage (EVA2) in 
06217 Merseburg, Saalekreis 

 
Die GLACONCHEMIE GmbH in 06217 Merseburg, Beun-
aer Straße 4, beantragte beim zuständigen Landesverwal-
tungsamt die Erteilung einer Genehmigung nach § 4 i.V.m. 
§ 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
zur Errichtung und zum Betrieb einer 
 

Energie- und Verwertungsanlage (EVA2) mit einer 
Durchsatzkapazität von 122 Tonnen gefährlichen  

Abfällen je Tag 
 
(Anlage nach Nr. 8.1.1.1 des Anhangs 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und 
Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen 
(IE-Richtlinie)) 
 
auf dem Grundstück in 06217 Merseburg, 
 
Gemarkung: Merseburg, 
Flur:  9, 
Flurstücke: 96, 97, 103, 2201, 2203, 2204, 2189. 
 
Des Weiteren wurde von der Antragstellerin gemäß § 8a 
BImSchG der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns für die Errichtung der Infrastruktur/Erdbau, Funda-
mente, Außenanlagen und Stahl- und Betonbaukörper von 
Brandschutzwänden und dem zentralem Treppenturm ge-
stellt. 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im August 2025 
in Betrieb genommen werden.  
Unselbständiger Bestandteil des Genehmigungsverfah-
rens ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Ein UVP-Bericht wurde vorgelegt. 
 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der 
Zeit vom 
 

26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 
 
bei folgenden Behörden in Papierform aus und können zu 
den angegebenen Werktagen und Zeiten eingesehen wer-
den: 
 
1. Stadtverwaltung Merseburg 

Stadtentwicklungsamt 
Lauchstädter Straße 10 
06217 Merseburg 

 
Mo. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr 
Di. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 18:00 Uhr 
Mi. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr 
Do. von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr 
Fr. von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Eine vorherige Terminvereinbarung ist erwünscht. Zur Ter-
minvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummer 
03461 445401 oder stadtentwicklung@merseburg.de. 
 
2. Stadtverwaltung Leuna 

Bauamt 
Außenstelle Gesundheitszentrum /  
Westflügel (Glasbau), 1. OG 
Rudolf-Breitscheid-Straße 18 
06237 Leuna 

 
Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr  
Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr 

https://lsaurl.de/BGABitterfeldAuslegung
mailto:stadtentwicklung@merseburg.de
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Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr  
Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 
Eine vorherige Terminvereinbarung ist erwünscht. Zur Ter-
minvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummer 

03461 24950-21 oder s.hein@stadtleuna.de. 
 
3. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123  
Dessauer Str. 70,  
06118 Halle (Saale) 

 
Mo. - Do.   von 08:00 bis 15:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Zusätzlich werden die Dokumente digital im Zeitraum vom 
26.06.2024 bis einschließlich 25.07.2024 auf der Internet-
seite des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt unter 
folgender Adresse 
 

https://lsaurl.de/GlaconChemieAuslegung 
 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können in der Zeit 
vom: 
 

26.06.2024 bis einschließlich 26.08.2024 
 
schriftlich bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwal-
tungsamt) bzw. bei der Stelle, bei der Antrag und Unterla-
gen zur Einsicht ausliegen, oder elektronisch erhoben wer-
den. Elektronische Einwendungen sind an 
TOEB.Antrag@lvwa.sachsen-anhalt.de zu richten. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen 
auch die volle und leserliche Anschrift des Einwenders ent-
halten. Aus den Einwendungen soll erkennbar sein, wes-
halb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Ein-
wendungen werden der Antragstellerin bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Sofern rechtzeitig erhobene Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin am 
26.09.2024 mit den Einwendern und der Antragstellerin er-
örtert werden, soweit dies für die Prüfung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
 
Beginn der Erörterung: 10.00 Uhr 
Ort der Erörterung:  cCe Kulturhaus Leuna 
   Spergauer Straße 41a 
   06237 Leuna 
 
Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde, 
ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ablauf der 
Einwendungsfrist getroffen und öffentlich bekannt ge-
macht. 
Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, wird 
schon jetzt darauf hingewiesen, dass die formgerechten 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 

oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, er-
örtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner 
als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 
bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtig-
ter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die die vorge-
nannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unbe-
rücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen kann. 
 

---------- 
 

Allgemeinverfügung 
des Referats Gesundheitswesen, Pharmazie 

über die Gestattung gemäß § 79 Abs. 5 Arzneimittel-
gesetz (AMG) zur Versorgung der Bevölkerung in 

Sachsen-Anhalt mit natriumperchlorathaltigen  
Arzneimitteln 

 
vom 06. Juni 2024 

 
Auf Grundlage von § 79 Abs. 5 AMG in Verbindung mit der 
Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG) vom 07.02.2024 (BAnz AT 23.02.2024 B4) wird ein 
befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG wie 
folgt gestattet: 
 

1. Das Landesverwaltungsamt (LVwA) als zuständige 
Behörde für den Vollzug des AMG in Sachsen-Anhalt 
gestattet den Inhabern einer Erlaubnis nach 
− § 52a AMG (Arzneimittelgroßhandlungen),  
− §§ 1 und 16 Apothekengesetz (ApoG) (öffentliche 

Apotheken) und 
− § 14 ApoG (Krankenhausapotheken) 

 
das Inverkehrbringen von natriumperchlorathaltigen 
Arzneimitteln im Umfang der Bekanntmachung des 
BMG, welche abweichend von den Vorschriften des 
§§ 10 Abs. 1, 11 Abs. 1 und 21 Abs. 1 AMG nicht in 
deutscher Sprache gekennzeichnet, nicht mit einer 
Packungsbeilage in deutscher Sprache ausgestattet 
und nicht im Geltungsbereich des AMG zugelassen 
sind. 

2. Das Inverkehrbringen nach Nummer 1 darf nur erfol-
gen, wenn  
− für die Arzneimittel eine unter Bezugnahme auf die 

oben genannte Bekanntmachung des BMG erteilte 
Gestattung einer zuständigen Behörde vorliegt, 

− im Falle des Abweichens von den Vorgaben nach 
§§ 10 Abs. 1 und 11 Abs. 1 AMG dem Endverbrau-
cher bei der Abgabe in der Apotheke eine Pa-
ckungsbeilage oder ein entsprechendes Begleitdo-
kument in deutscher Sprache ausgehändigt wird. 

3. Diese Allgemeinverfügung kann ganz oder teilweise 
jederzeit widerrufen werden.  

4. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung durch das LVwA als be-
kannt gegeben. Die öffentliche Bekanntmachung er-
folgt im Amtsblatt (Ausgabe Juni 2024) und im 

mailto:s.hein@stadtleuna.de


Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt Nr. 6 vom 18. Juni 2024 

 

 

92 

Internet auf den Seiten des LVwA unter 
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/gesund-
heitswesen-pharmazie/bereich-pharmazie. Sie kann 
im LVwA eingesehen werden. 

5. Die Gestattung erfolgt befristet bis zu der Bekannt-
machung des BMG nach § 79 Abs. 5 AMG, dass der 
genannte Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt. 
Maßgeblich ist das Veröffentlichungsdatum im Bun-
desanzeiger.  

 
Hinweise 
 
Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage 
entfällt gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Verwaltungsge-
richtsordnung in Verbindung mit § 79 Abs. 6 Satz 2 AMG. 
 
Begründung 

I. 
Mit der Bekanntmachung nach § 79 Abs. 5 AMG vom 
07.02.2024 (BAnz AT 23.02.2024 B4) hat das BMG fest-
gestellt, dass nach Mitteilung des BfArM in Deutschland 
ein Versorgungsmangel mit natriumperchlorathaltigen Arz-
neimitteln besteht:  
 
„Bei natriumperchlorathaltigen Arzneimitteln handelt es 
sich um Arzneimittel zur Vorbeugung oder Behandlung ei-
ner lebensbedrohlichen Erkrankung. Eine alternative 
gleichwertige Arzneimitteltherapie steht nicht zur Verfü-
gung.“ 
 
Vor dem Hintergrund des festgestellten Versorgungsman-
gels wird mit dieser Gestattung ermöglicht, dass öffentliche 
Apotheken, Krankenhausapotheken und Großhändler nat-
riumperchlorathaltige Arzneimittel in den Verkehr bringen, 
auch wenn diese in Deutschland nicht zugelassen bzw. 
nicht in deutscher Sprache gekennzeichnet oder mit einer 
Packungsbeilage in deutscher Sprache ausgestattet sind. 
 
Um die Patientensicherheit bei der Anwendung dieser Arz-
neimittel zu gewährleisten, ist eine Packungsbeilage oder 
ein Begleitdokument in deutscher Sprache erforderlich. 
 

II. 
Gemäß § 79 Abs. 5 AMG kann die zuständige Behörde im 
Einzelfall gestatten, dass Arzneimittel, die nicht zum Ver-
kehr im Geltungsbereich dieses Gesetzes zugelassen 
oder registriert sind, befristet in Verkehr gebracht sowie ab-
weichend von § 73 Abs. 1 AMG in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden. Es ist eine Feststel-
lung des Bundesministeriums erforderlich, dass ein Ver-
sorgungsmangel der Bevölkerung mit Arzneimitteln, die 
zur Vorbeugung oder Behandlung lebensbedrohlicher Er-
krankungen benötigt werden, vorliegt. 
 
Das Landesverwaltungsamt ist die für den Erlass dieses 
Bescheides sachlich und örtlich zuständige Behörde 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 2 ZustVO SOG). 
 
Die erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für 
Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 AMG liegt vor. Die 
hier vorgenommene Gestattung wird durch diese Feststel-
lung ermöglicht. Diese ist im vorgenommenen Umfang 
eine geeignete, erforderliche und angemessene Maß-
nahme, einem Versorgungsnotstand zu begegnen. Die 
durch die Gestattung ermöglichte bessere Versorgungs-
lage mit in einem anderen europäischen oder dem euro-
päischen Wirtschaftsraum zugehörigen Land rechtmäßig 
in Verkehr befindlichen Arzneimittel überwiegt damit den 
Umstand, dass die natriumperchlorathaltigen Arzneimittel 

in Deutschland nicht zugelassen, nicht entsprechend ge-
kennzeichnet oder mit einer Packungsbeilage in deutscher 
Sprache ausgestattet sind.  
 
Grundlage für die unter Nummer 2 bis 5 festgesetzten Ne-
benbestimmungen ist § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens-
gesetz Sachsen-Anhalt i. V. m. § 36 Abs. 1 und 2 Verwal-
tungsverfahrensgesetz. Entsprechend § 79 Abs. 6 AMG 
sind die Maßnahmen auf das erforderliche Maß zu begren-
zen und müssen angemessen sein, den durch den Versor-
gungsmangel hervorgerufenen Gesundheitsgefahren zu 
begegnen. 
 
Die Begrenzung auf das Inverkehrbringen von Arzneimit-
teln, für die eine Gestattung einer zuständigen Behörde 
vorliegt, ist notwendig, um die Versorgung durch ein hin-
sichtlich seiner Sicherheit bereits beurteiltes Arzneimittel 
zu gewährleisten. Die Aushändigung einer Packungsbei-
lage oder eines Begleitdokuments in deutscher Sprache ist 
erforderlich, um die Patientensicherheit zu stärken. Anga-
ben zur abgebenden Apotheke sind in diesem Begleitdo-
kument aufzunehmen, um eine Rücksprache zu ermögli-
chen. 
 
Die Gestattung endet in jedem Fall mit dem Zeitpunkt, an 
dem das BMG bekannt gibt, dass ein Versorgungsmangel 
im Sinne des § 79 Abs. 5 Satz 1 AMG nicht mehr vorliegt. 
Die auflösende Bedingung begründet sich darin, dass die 
Grundlage für die Allgemeinverfügung nur so lange gege-
ben ist, wie ein vom BMG festgestellter und im Bundesan-
zeiger bekannt gegebener Versorgungsmangel vorliegt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrunq 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim örtlich zustän-
digen Verwaltungsgericht erhoben werden. Örtlich zustän-
dig ist das Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk der Kläger 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat:  
− Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Str. 16, 06112 Halle 

(Saale), 
− Verwaltungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 – 206, 

39104 Magdeburg. 
 

Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Land Sachsen-An-
halt ist das Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Str. 16, 
06112 Halle (Saale), örtlich zuständig. 
 

 
 

---------- 
 

D. Sonstige Dienststellen 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
Zweckverbandes Natur- und Kulturlandschaft  

Drömling/Sachsen-Anhalt über die Haushaltssatzung 
und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
1.  Haushaltssatzung des Zweckverbandes Natur- und 

Kulturlandschaft Drömling/Sachsen-Anhalt für das 
Haushaltsjahr 2024 

 

https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/gesundheitswesen-pharmazie/bereich-pharmazie
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/gesundheitswesen-pharmazie/bereich-pharmazie
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Aufgrund § 16 (1) GKG LSA i.V. m. § 102 des Kommunal-
verfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt hat der 
Zweckverband die folgende, von der Verbandsversamm-
lung in der Sitzung am 17.04.2024 beschlossene Haus-
haltssatzung erlassen:  
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leisten-
den Auszahlungen enthält, wird  
 

 
 
festgesetzt.  
 

§ 2 
 
Eine Kreditermächtigung wird nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen 
zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige Haus-
haltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen belasten (Verpflichtungser-
mächtigung), wird nicht festgesetzt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungs-
fähigkeit wird auf 50.000,00 € festgesetzt.  
 

§ 5 
 
Der Zweckverband finanziert sich aus Zuschüssen und 
Einnahmen und soweit erforderlich aus Umlagemitteln der 
Landkreise Börde und Altmarkkreis Salzwedel sowie der 
Stiftung WWF Deutschland. Der Gesamtbetrag der Um-
lage wird auf 35.000,00 € festgesetzt und durch die Ver-
bandsmitglieder wie folgt finanziert: 
 

 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2024 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Haus-
haltsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 102 (2) Satz 1 
des KVG LSA zur Einsichtnahme vom Tage der Bekannt-
gabe 7 Werktage zur Einsichtnahme in der Geschäftsstelle 

des Zweckverbandes in der Haldensleber Straße 21, 
39359 Calvörde aus. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erfor-
derlich. Nach § 146 (2) des KVG LSA hat das Landesver-
waltungsamt als Aufsichtsbehörde die Gesetzmäßigkeit 
des Beschlusses über die Haushaltssatzung am 
14.05.2024 unter dem Aktenzeichen 206.6.1-1011/01710-
Dröml-HS24 bestätigt.   
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Zweckverbandes 
Natur- und Kulturlandschaft Drömling/ 

Sachsen-Anhalt über die Satzung über die  
Entschädigung der für den Zweckverband Natur- und 

Kulturlandschaft Drömling/Sachsen-Anhalt  
ehrenamtlich Tätigen 

 
(Entschädigungssatzung) 

 
Auf Grundlage des § 16 (3) des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA 
S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Kommunal-
rechtsreformgesetzes vom 15.05.2014 (GVBl. LSA 
S. 288) in der zuletzt gültigen Fassung, § 35 des Kommu-
nalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 
17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) in der zuletzt gültigen 
Fassung sowie der Verordnung über die Entschädigung 
bei ehrenamtlicher Tätigkeit in den Kommunen vom 
29. Mai 2019 (GVBl. LSA, S. 116) in der zuletzt gültigen 
Fassung hat die Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes Natur- und Kulturlandschaft Drömling/Sachsen-
Anhalt gemäß § 13 der Satzung des Zweckverbandes 
vom 19. Januar 2018, zuletzt geändert durch die 1. Sat-
zungsänderung vom 22.09.2020 in ihrer Sitzung am 
17. April 2024 folgende Neufassung der Entschädigungs-
satzung beschlossen.  
 

§ 1 
Entschädigung 

 
(1)  Für die Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit wird 

den Mitgliedern der Verbandsversammlung, dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung und den Mitglie-
dern des beratenden Ausschusses sowie ihren jeweili-
gen Stellvertretern Entschädigung nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 gewährt. 

 
(2)  Als Entschädigung werden gewährt: 
 a) das Sitzungsgeld, 
 b) die zusätzliche Aufwandsentschädigung sowie 
 c) der Verdienstausfall. 
 
(3) Es werden außerdem Wegstreckenentschädigung und 

Reisekostenvergütung gewährt.  
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(4) Erleidet ein ehrenamtliches Mitglied einer Vertretung 
oder eines Ausschusses einen Dienstunfall, hat es die-
selben Rechte wie ein Ehrenbeamter. 

 
§ 2 

Sitzungsgeld 
 

(1)  Den Mitgliedern der Verbandsversammlung und des 
beratenden Ausschusses wird für die Teilnahme an 
den Sitzungen der Gremien ein Sitzungsgeld gewährt.  

(2)  Die Höhe des Sitzungsgeldes beträgt für Vertreter der 
Mitglieder 30,00 € je Sitzung sowie für berufene Bürger 
17,00 € je Sitzung.  

(3) Für Angehörige der Verwaltung der beteiligten Land-
kreise wird Sitzungsgeld nur gewährt, soweit sie ihre 
ehrenamtliche Tätigkeit nicht im Rahmen ihrer Dienst-
pflicht erfüllen.  

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigung 
 

Dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung wird eine 
pauschale zusätzliche Aufwandsentschädigung gewährt. 
Die Höhe der Aufwandsentschädigung beträgt 40,00 € 
monatlich.  
 

§ 4 
Verdienstausfall 

 
(1)  Erwerbstätigen wird auf schriftlichen Antrag der durch 

die ehrenamtliche Tätigkeit nachweislich entgangene 
Arbeitsverdienst ersetzt.  

 
(2) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende 

Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung wird erstattet, 
soweit dieser zu Lasten des Entschädigungsberechtig-
ten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 
An Stelle eines Ersatzes kann privaten Arbeitgebern 
das weitergewährte Arbeitsentgelt unmittelbar erstattet 
werden.  

 
(3) Selbständigen wird auf schriftlichen Antrag der durch 

die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene und glaubhaft 
gemachte Verdienstausfall ersetzt.  

 
(4) Selbständigen und Erwerbstätigen, die die Höhe des 

Verdienstausfalls nicht nachweisen oder glaubhaft ma-
chen können, wird auf schriftlichen Antrag Verdienst-
ausfall in Form eines pauschalen Stundensatzes er-
setzt (Verdienstausfallpauschale). Die Höhe der Ver-
dienstausfallpauschale beträgt 15,00 € je angefange-
ner Stunde ehrenamtlicher Tätigkeit.  

 
(5) Personen, die keinen Verdienst haben, wird auf schrift-

lichen Antrag als Ausgleich des durch die ehrenamtli-
che Tätigkeit entstandenen Zeitaufwands ein pauscha-
ler Stundensatz in Höhe von 10,00 € gewährt. 

 
§ 5 

Regelungen über die Gewährung von  
Entschädigungen 

 
(1)  Dem Stellvertretenden Vorsitzenden der Verbandsver-

sammlung wird die Aufwandsentschädigung nach § 3 
nur gewährt, wenn er im Falle der Abwesenheit des 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung für diesen 
als gewählter Stellvertreter die Aufgaben im Zweckver-
band wahrnimmt. Die Abwesenheit muss mindestens 
drei Monate betragen.  

(2) Dem stellvertretenden Verbandsvertreter wird Sit-
zungsgeld nur gewährt, wenn er im Falle der Abwesen-
heit des Mitglieds der Verbandsversammlung, für das 
er als Stellvertreter benannt worden ist, stimmberech-
tigt an den Sitzungen der Verbandsversammlung teil-
nimmt. Gleiches gilt für die Teilnahme an den Sitzun-
gen des beratenden Ausschusses, wenn das Mitglied 
der Verbandsversammlung als Mitglied des beraten-
den Ausschusses gewählt wurde.  

(3) Die Gewährung von Entschädigungen nach § 3 erfolgt 
ohne gesonderten Antrag. Die Gewährung von Ent-
schädigungen nach den §§ 4 und 5 erfolgt auf schriftli-
chen Antrag. Als Antrag auf Gewährung einer Entschä-
digung nach § 2 gilt die Eintragung und handschriftli-
che Unterzeichnung auf der Anwesenheitsliste zur Sit-
zung.  

 
(4) Die Zahlung von Entschädigungen gemäß § 1 Buch-

staben a und c erfolgt innerhalb von 30 Tagen nach der 
Entstehung des Anspruches. Die Zahlung der Ent-
schädigung nach Buchstabe b erfolgt zum 1. des An-
spruchsmonats.  

 
(5) Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als drei Monate 

ununterbrochen nicht ausgeübt, entfällt der Anspruch 
auf die Zahlung einer Aufwandsentschädigung für die 
über drei Monate hinausgehende Zeit.  

 
(6) Entsteht oder entfällt der Anspruch auf Gewährung ei-

ner Aufwandsentschädigung während eines Kalender-
monats, wird die Aufwandsentschädigung für jeden 
Tag, an dem kein Anspruch besteht, um ein Dreißigstel 
gekürzt.  

 
(7) Sitzungsgeld wird einem Anspruchsberechtigten nur 

gewährt, wenn die Dauer seiner Teilnahme an der Sit-
zung mindestens ein Drittel der Dauer der Sitzung be-
trägt.  

 
(8) Mitgliedern der Verbandsversammlung und des bera-

tenden Ausschusses, die Mitarbeiter der Verwaltungen 
der beteiligten Mitglieder sind, werden Entschädigun-
gen nur gewährt, soweit sie ihre ehrenamtliche Tätig-
keit nicht im Rahmen ihrer Dienstpflichten erfüllen.  

 
§ 6 

Wegstreckenentschädigung und 
 Reisekostenvergütung 

 
(1)  Den Mitgliedern der Verbandsversammlung und des 

beratenden Ausschusses werden die ihnen bei der 
Wahrnehmung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit tatsäch-
lich entstandenen und nachgewiesenen Fahrtkosten 
zum Sitzungsort, höchstens jedoch in Höhe der Kosten 
der Fahrt von der Wohnung zum Sitzungsort und zu-
rück ersetzt (Wegstreckenentschädigung). Das Glei-
che gilt für Fahrten im Zuständigkeitsbereich der Ver-
tretung, soweit diese in der Ausübung des Mandats be-
gründet sind und mit Zustimmung des Vorsitzenden 
der Vertretung oder des Ausschusses erfolgen.  

 
(2)  Die Höhe der Wegstreckenentschädigung richtet sich 

nach den entsprechenden Bestimmungen des Bun-
desreisekostengesetzes. Für Fahrten des Vorsitzen-
den der Verbandsversammlung sowie der Mitglieder 
der Verbandsversammlung und des Ausschusses in 
Ausübung ihrer Funktion wird in der Regel ein erhebli-
ches dienstliches Interesse angenommen. Das erheb-
liche dienstliche Interesse besteht insbesondere bei 
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der Teilnahme an Sitzungen der Verbandsgremien. 
Ansonsten ist das erhebliche dienstliche Interesse vor 
Antritt der Dienstreise festzustellen.  

 
(3) Die Reisekostenvergütung erfolgt nach den für Lan-

desbeamte geltenden Vorschriften.  
 
(4) Die Ansprüche auf Leistungen nach den Absätzen 1 

bis 3 sind nicht übertragbar; auf sie kann nicht verzich-
tet werden. 

 
(5)  Mitglieder der Verbandsversammlung und des bera-

tenden Ausschusses, die Angehörige der Verwaltun-
gen der Mitglieder sind, bekommen ihre Fahrt- und 
Reisekosten vom jeweiligen Arbeitgeber erstattet, so-
weit sie ihre ehrenamtliche Tätigkeit im Rahmen ihrer 
Dienstpflichten erfüllen.  

 
§ 7 

Inkrafttreten 
 

(1)  Diese Entschädigungssatzung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft.  

 
(2) Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung für den 

Zweckverband „Naturschutzprojekt Drömling/Sach-
sen-Anhalt“ vom 01.06.2017 außer Kraft.  

 

 
 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Regionalen  
Planungsgemeinschaft Halle über die Einladung zur 

2. Sitzung 2024 der Regionalversammlung der  
Regionalen Planungsgemeinschaft Halle 

 
Tagungsort: Landratsamt des Burgenlandkreises 

Schönburger Straße 41 
06618 Naumburg 
Haus 2, Großer Kreistagssaal 

 
Termin:  Donnerstag, den 27. Juni 2024 
  15.00 Uhr 
 
In der 1. Regionalversammlung am 04.06.2024 konnte 
eine Beschlussfassung über die Tagesordnungspunkte 6, 
7, 9, 11 und 12 wegen fehlender Beschlussfähigkeit nicht 
erfolgen. Die Abstimmung über die Tagesordnungspunkte 
wurde daraufhin zurückgestellt. Die genannten Tagesord-
nungspunkte werden unter derselben Nummerierung er-
neut zur 2. Regionalversammlung am 27.06.2024 verhan-
delt und zur Abstimmung gestellt. 
 
Es wird gem. § 7 Abs. 4 der Satzung der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Halle i.V.m. § 11 Abs. 5 S. 3 GKG-LSA 
i.V.m. § 55 Abs. 2 KVG LSA darauf hingewiesen, dass die 
Regionalversammlung bei der Verhandlung über die oben 
genannten Tagesordnungspunkte ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder be-
schlussfähig sein wird. 

Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 
 
TOP 1 Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ord-

nungsgemäßen Einberufung sowie der Be-
schlussfähigkeit  

TOP 2 Änderungsanträge zur Tagesordnung und Fest-
stellung der Tagesordnung 

TOP 3 Einwohnerfragestunde 
TOP 4 Feststellen der Niederschrift vom 28.11.2023 
TOP 5 Informationen des Vorsitzenden der Regionalen 

Planungsgemeinschaft Halle 
TOP 6 Beschlussfassung: Änderung der Entschädi-

gungssatzung 
TOP 7 Beschlussfassung: Stellungnahme der RPG 

Halle zum 1. Entwurf zur Neuaufstellung des 
Landesentwicklungsplans Sachsen-Anhalt  

TOP 8 Sachstand zum Entwurf der Gesamtfortschrei-
bung des Regionalen Teilgebietsentwicklungs-
programms für den Planungsraum Amsdorf  

TOP 9 Beschlussfassung gemäß § 7 ROG: Gesamtfort-
schreibung des Regionalen Teilgebietsentwick-
lungsprogramms für den Planungsraum Profen 
2025 

TOP 10 Neuaufstellung des Sachlichen Teilplans Erneu-
erbare Energien in der Planungsregion Halle 

TOP 11 Beschlussfassung: Neuaufstellung des Sachli-
chen Teilplans Erneuerbare Energien in der Pla-
nungsregion Halle - 1. Änderung der Konzeption 
mit Kriterienkatalog für den Belang Windenergie-
nutzung  

TOP 12 Beschlussfassung: Neuaufstellung des Sachli-
chen Teilplans Erneuerbare Energien in der Pla-
nungsregion Halle - Durchführung des Scoping-
verfahrens  

TOP 13 Netzentwicklungsplan Strom 2037/2045: Vorha-
benübersicht Start- und Zubaunetz in der Pla-
nungsregion Halle 

TOP 14 Anfragen der Vertreter der Regionalversamm-
lung an den Vorsitzenden 

TOP 15 Schließung der Sitzung 
 
Hinweise:  

- Eine Anmeldung für die Teilnahme ist unerlässlich.  
- Für Vertreter:Innnen erfolgt die Anmeldung über das Sit-
zungsportal.  
- Für Gäste wird die Anmeldung per E-Mail an info@pla-
nungsregion-halle.de erbeten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Götz Ulrich 
Vorsitzender 
Regionale Planungsgemeinschaft Halle 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt über 

eine Ortsdurchfahrtsfestsetzung; 
Verfügung der Landesstraßenbaubehörde vom  

24. Mai 2024 - Z/2332-31031/01/2024 
 
1. Ortsdurchfahrtsfestsetzung 
 
Gemäß § 5 Abs. 2 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG LSA), verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes über die Einführungstraßen- und verkehrsrecht-
licher Vorschriften vom 6. Juli 1993 (GVBL. S. 334), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. März 2023 
(GVBl. LSA S. 178) i. V. m. der Verordnung zur 
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Durchführung straßenrechtlicher Vorschriften für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrVO LSA) vom 18.3.1994 (GVBl. LSA 
S. 439), geändert durch Verordnung vom 23.03.2012 
(GVBl. LSA S. 122) ergeht folgende Ortsdurchfahrtsfest-
setzung: 
 
Die Ortsdurchfahrtgrenzen des Ortsteils Klein Oschersle-
ben der Stadt Oschersleben im Landkreis Börde werden 
im Zuge der Landesstraße L 66 in Richtung Hadmersleben 
bei Netzknoten 4033 026, Station 0.868 und in Richtung 
Flotts Höhe bei Netzknoten 4033 026, Station 1.634 neu 
festgesetzt. 
 
2. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. Diese Verfügung 
und ihre Begründung können während der Dienstzeiten in 
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Zentrale, 
Hasselbachstraße 6, 39104 Magdeburg, Zimmer 2036, 
eingesehen werden. 
 
3. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg er-
hoben werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt über 

eine Ortsdurchfahrtsfestsetzung; 
Verfügung der Landesstraßenbaubehörde vom  

24. Mai 2024 - Z/2332-31021/02/2024 
 
1. Ortsdurchfahrtsfestsetzung 
 
Gemäß § 5 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.6.2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409) i. V. m. der Verordnung zur Durchführung straßen-
rechtlicher Vorschriften für das Land Sachsen-Anhalt 
(StrVO LSA) vom 18.3.1994 (GVBl. LSA S. 439), geändert 
durch Verordnung vom 23.03.2012 (GVBl. LSA S. 122) 
ergeht folgende Ortsdurchfahrtsfestsetzung: 
 
Die Ortsdurchfahrtgrenze des Ortsteils Irxleben der Ein-
heitsgemeinde Hohe Börde im Landkreis Börde wird im 
Zuge der Bundesstraße B 1 in Richtung Eichenbarleben 
bei Netzknoten 3834 024, Station 1.477 und in Richtung 
Magdeburg bei Netzknoten 3834 022, Station 0.777 neu 
festgesetzt. 
 
2. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben.  
Diese Verfügung und ihre Begründung können während 
der Dienstzeiten in der Landesstraßenbaubehörde Sach-
sen-Anhalt, Zentrale, Hasselbachstraße 6, 39104 Magde-
burg, Zimmer 2036, eingesehen werden. 

3. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg er-
hoben werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt über 

eine Ortsdurchfahrtsfestsetzung; 
Verfügung der Landesstraßenbaubehörde vom  

24. Mai 2024 - Z/2332-31031/03/2024 
 
1. Ortsdurchfahrtsfestsetzung 
 
Gemäß § 5 Abs. 2 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG LSA), verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes über die Einführung straßen- und verkehrsrecht-
licher Vorschriften vom    6. Juli 1993 (GVBL. S. 334), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. März 
2023 (GVBl. LSA S. 178) i. V. m. der Verordnung zur 
Durchführung straßenrechtlicher Vorschriften für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrVO LSA) vom 18.3.1994 (GVBl. LSA 
S. 439), geändert durch Verordnung vom 23.03.2012 
(GVBl. LSA S. 122) ergeht folgende Ortsdurchfahrtsfest-
setzung: 
 
Die Ortsdurchfahrtgrenzen des Ortsteils Klein Oschersle-
ben der Stadt Oschersleben im Landkreis Börde werden 
im Zuge der Landesstraße L 76 in Richtung Groß 
Germersleben bei Netzknoten 4034 095, Station 5.021 
und in Richtung Knotenpunkt L 66 / L 76 bei Netzknoten 
4034 095, Station 6.175 neu festgesetzt. 
 
2. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. Diese Verfügung 
und ihre Begründung können während der Dienstzeiten in 
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Zentrale, 
Hasselbachstraße 6, 39104 Magdeburg, Zimmer 2036, 
eingesehen werden. 
 
3. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg er-
hoben werden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt  
Erscheint zum 15. des Monats 

Bezugspreis: 38,64 € jährlich, Einzelpreis: 3,22 €, zuzüglich Versandkosten

 



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt Nr. 6 vom 18. Juni 2024 
 

 
 

Anlage 

zum Amtsblatt Nr. 6/2024 

18. Juni 2024 

 
 
 
1. Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 

Leistungen der Luftrettung am Standort Landeshauptstadt 
Magdeburg  
 
 

2. Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 
Leistungen der Luftrettung am Standort Stadt 
Landsberg/OT Oppin  
 


















































